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Schwarz-Grün am Horizont

Von Wilfried Werner

Die Europawahl hat die veränderte
Parteienlandschaft im Bund

nachhaltig verfestigt.

Immer noch sind es Tage des Sich-
Sortierens für die Parteien. Union
und SPD sind nach der Europawahl
auf Fehlersuche, die Grünen immer
noch benommen ob ihres triumpha-
len Erfolgs. Vorerst in den Hinter-
grund gerät, dass die Wahl etwas
verfestigt hat, was sich in Umfragen
seit mehr als einem halben Jahr an-
deutet: die Neuausrichtung der Par-
teienlandschaft im Bund. So dürfte
es nach der nächsten Wahl zu keiner
Zweierkoalition mehr reichen – au-
ßer zu einer, und die wird immer rea-
listischer: Schwarz-Grün.

Hinzu kommt, dass eine Neuwahl
schon 2020 alles andere als unwahr-
scheinlich geworden ist, bedenkt
man die taumelnde SPD und ihre

Groko-Müdigkeit. Die Grünen dürf-
ten im Stimmenanteil nicht mehr
entscheidend schrumpfen – so lan-
ge sie nicht in der Regierungsver-
antwortung wieder entzaubert wer-
den. Das aber heißt: Es käme zu ei-
nem Schwarz-Grün mit fast gleich
starken Partnern. Nicht vergleich-
bar mit Rot-Grün unter Schröder
von 1998, wo die Frage, wer Koch
und wer Kellner sein soll, klar ver-
teilt war. Nicht vergleichbar auch
mit Grün-Schwarz im Südwesten,
wo die Kretschmann-Partei sich
stets dem Industriestandort Baden-
Württemberg und seinen konserva-
tiven Strukturen besonders ver-
pflichtet gefühlt hat.

Die Grünen würden sich bei einer
solchen schwarz-grünen Bundes-
Koalition auf Augenhöhe bei ihrem
Zentralthema Klimaschutz einige
unverhandelbare Positionen fest-
schreiben lassen. Undenkbar, dass
dann weiter ein CSU-Verkehrsmi-
nisterium Fortschritte blockiert.
Oder dass eine echte CO2-Beprei-
sung immer noch ausgespart wird.
Sichtbar würde so werden, dass es
bei effektivem Klimaschutz nicht
ohne Verzicht abgeht.

Zur Situation von Andreas Nahles
und Annegret Kramp-Karrenbauer

Schwäbische Zeitung,
Ravensburg
Angeschlagen im Doppelpack – und
beide sind hoch nervös. Keine weiß,
wie es weitergeht. Die Vorsitzenden
von CDU und SPD kämpfen nach
der Europawahl-Pleite um ihre
Machtpositionen. Bei Annegret
Kramp-Karrenbauer wachsen die
Zweifel an ihren Führungsqualitä-
ten. Die Kommunikationspannen
rund um den Clip des Videoprodu-
zenten Rezo, die unklaren und miss-
verständlichen Formulierungen
über eine mögliche Regulierung
von digitalen Inhalten und Angebo-
ten – das lässt die CDU-Chefin in ei-
nem schlechten Licht dastehen. Bei
ihren Äußerungen schwingt der
Wunsch nach Zensur mit. Für An-
drea Nahles sieht es noch kritischer
aus. Wird in der CDU die Kritik an
der Vorsitzenden erst noch leise for-
muliert, gibt es bei der SPD seit Ta-
gen Gerüchte über Putschabsichten
gegen die Parteichefin. Deshalb
sucht Nahles die Machtprobe. Ob
das besonders klug war, kann be-
zweifelt werden. Denn wenn sie in
dieser Position abgewählt wird,
dann wankt sie auch als Vorsitzende.

Lübecker Nachrichten
Andrea Nahles hat sträflich unter-
schätzt, wie groß der Frust über und
der Widerstand gegen sie inzwi-
schen sind. Sie hat sich verkalku-
liert, einen schweren Fehler began-
gen. Womöglich ihren letzten. Es
sind ihre bisweilen arg verunglück-
ten öffentlichen Auftritte, zuletzt
beim Wahlkampffinale in Bremen,
die die Gegner in der SPD-Fraktion
nicht mehr ertragen. Selbst Wohl-
wollende haben wenig Verständnis
dafür, dass sich eine Frau, die nach
innen so hart und diszipliniert arbei-
tet, nach außen so wenig im Griff
hat. Das Bild von Andrea Nahles in
der Öffentlichkeit gilt als irrepara-
bel beschädigt.

Badische Zeitung, Freiburg
Vor lauter Panik angesichts der
Durchschlagskraft von Youtube-
Stars und Influencern auf Instagram
und anderswo vergaß Kramp-Kar-
renbauer, dass es die Regeln längst
gibt, die sie einfordert: Meinungs-
freiheit und Pressefreiheit „finden
ihre Schranken in den Vorschriften
der allgemeinen Gesetze“. So steht
es im Grundgesetz. Lügen zu ver-
breiten, andere zu verunglimpfen –
das kann heute schon strafbar sein.
Und das ist gut so. Mehr wäre unde-
mokratisch. Man darf annehmen,
dass die CDU-Chefin dies alles
ebenfalls weiß. Dass sie sich derma-
ßen vergaloppierte, wo sie womög-
lich bloß die in der Tat bedenkliche
Debattenkultur im Netz geißeln
wollte, spricht nicht für Souveräni-
tät, sondern für Überforderung.

Pressestimmen

Keine Spur von Flaute

Von Jürgen Paul

Der Arbeitsmarkt ist auch vor dem
Hintergrund wachsender konjunk-

tureller Sorgen weiterhin robust.

Das deutsche Job-Wunder, wenn
man es denn so bezeichnen möchte,
hält an. Daran ändert auch der mini-
male Anstieg der Arbeitslosenzahl
im Mai nichts, der ohnehin zum
Großteil einer Datenkorrektur ge-
schuldet ist. Die konjunkturelle
Flaute, die von vielen Experten eher
herbeigeredet wird, als dass sie tat-
sächlich in den Büchern der Unter-
nehmen Niederschlag findet, kann
dem robusten Arbeitsmarkt bisher
nichts anhaben. Auch wenn die Per-
sonalplanungen der Wirtschaft et-
was vorsichtiger ausfallen, steht un-
ter dem Strich immer noch die nied-
rigste Arbeitslosigkeit in einem Mai
seit der Wiedervereinigung.

Während Deutschland mit einer
Arbeitslosenquote von 4,9 Prozent
im europäischen Vergleich sehr gut
da steht, kann man in Bayern und
Baden-Württemberg fast schon von
Vollbeschäftigung sprechen. Hier
ist der Arbeitsmarkt sprichwörtlich
leergefegt, die Unternehmen – auch
in der Region – suchen seit Jahren
händeringend Personal.

Die Arbeitsagenturen sind daher
gefordert, auch Menschen fit für
den Arbeitsmarkt zu machen, die
bisher keine Chance auf eine Stelle
hatten. Geld für Qualifizierungs-
maßnahmen ist da, die Unterneh-
men müssen aber auch bereit sein,
diese Angebote der Arbeitsagentu-
ren anzunehmen und zugleich ihren
Teil dazu beizutragen, dass Lang-
zeitarbeitslose oder schlecht ausge-
bildete Menschen wieder in Lohn
und Brot kommen. Klar ist aber,
dass es immer einen gewissen An-
teil an Arbeitslosen geben wird, der
aus unterschiedlichen Gründen
auch mit viel Geld und Mühe nicht
ins Erwerbsleben integriert werden
kann. Um diese Menschen muss
sich der Staat kümmern.

Die Amtsenthebungs-Falle

Von Thomas Spang

Die Demokraten müssen der Ver-
suchung widerstehen, Trump vor-

zeitig zu entmachten.

Unbeabsichtigt legte Robert Muel-
ler neue Köder in die Falle, die Do-
nald Trump für seine Gegner schon
lange gespannt hat. Die ersten und
vermutlich letzten Worte des Son-
dermittlers in der Russland-Affäre
lassen sich nicht anders verstehen,
als eine Empfehlung an den Kon-
gress, ein Amtsenthebung-Verfah-
ren wegen Justizbehinderung einzu-
leiten. Die Demokraten müssen die-
ser Versuchung widerstehen.

Mueller argumentiert aus der Po-
sition eines Staatsanwalts, dessen
Mandat stark beschränkt war. Auf-
grund geltender Rechtslage, konnte
er einen amtierenden Präsidenten

nicht vor ein Strafgericht stellen.
Dass er es andernfalls getan hätte,
steht nach den Einlassungen des
Sonderermittlers außer Frage.

Die Verfassung sieht für einen sol-
chen Fall ein „Impeachment“ vor.
Dabei erhebt das Repräsentanten-
haus die Anklage gegen den Präsi-
denten. Der Senat braucht für eine
Verurteilung dann Zweidrittel der
Stimmen. Aufgrund der geteilten
Mehrheit im Kongress, wird ein sol-
ches Verfahren zwangsläufig poli-
tisch.

Niemand weiß das besser als Spe-
akerin Nancy Pelosi, die mit siche-
rem Instinkt ahnt, wie ein Amtsent-
hebungs-Verfahren ausgeht: Der
Freisprechung Trumps durch seine
Parteifreunde im Senat.

Genau darauf hofft der gewiefte
Präsident. Statt sich gegen eine
Bandbreite an Vorwürfen zu erweh-
ren, bräuchte er nur noch gegen das
„Impeachment“ agitieren. Da es kei-
ne Mehrheit für seine Verurteilung
im republikanischen Senat gibt,
könnte er anschließend voll immuni-
siert in den Wahlkampf ziehen.

Kommentare

Politisches Erdbeben
WAHLEN Rezzo Schlauch über die Risiken des grünen Höhenflugs

Gastbeitrag
Von Rezzo Schlauch

D er letzte Wahlsonntag wird in
die Annalen unseres Landes
Baden-Württemberg einge-

hen. Die CDU, über Jahrzehnte in
den Kommunen und Landkreisen in
der unangefochtenen Pool Position,
wurde in den Städten vom ersten
Platz mit teilweise dramatischen
Verlusten weggefegt. Die Baden-
Württemberg-Partei CDU, wie sie
sich gerne in ihrem Selbstverständ-
nis Jahrzehnte lang stilisierte, ist
Geschichte.

Stuttgart, Karlsruhe, Mannheim,
Freiburg und Tübingen mit Grünen
auf Platz eins mag ja nach den Ent-
wicklungen der letzten Jahre irgend-
wie noch erklärbar sein. Aber Ulm,
Offenburg, Reutlingen und Schwä-
bisch Hall mit Grün an der Spitze
und mit der CDU auf den Plätzen: da
haut es selbst einen langjährigen
grünen Wahlkämpfer, der das Land
wie ich in vielen Wahlen von 1980 bis
2002 durchpflügt hat, einfach um. In
meinen aktiven Zeiten waren diese
Städte für Grüne uneinnehmbare
Bollwerke der CDU.

Ermüdung Was ist passiert? Ja klar
die über ein Jahrzehnt andauernde
Groko hat sich überlebt und kann
nur noch mühsam den längst einge-
tretenen Ermüdungsbruch kaschie-
ren. CDU und SPD hängen aus pani-
scher Angst vor weiteren Verlusten
wie die Kletten aneinander und pro-
duzieren rotierenden Stillstand.
Aber der eigentliche Grund liegt da-
rin, dass die CDU zunehmend, wie
die SPD schon lange zuvor, nur noch
von kurzatmiger Taktik getriggert
ist, die massiven Herausforderun-
gen der Gegenwart und der Zukunft
wie heiße Kartoffeln hin und her

wendet und keinen Mumm hat, Ent-
scheidungen, insbesondere notwen-
dige und unpopuläre Entscheidun-
gen zu treffen. Die sogenannten
Volksparteien haben in weiten Tei-
len den Draht zu den Bürgern und
dem, was sie umtreibt, verloren

Über Digitalisierung, über das
Ende der faktischen Steuerfreiheit
der Googles und Amazons dieser
Welt wird in Endlosschleifen gere-
det, aber nicht entschieden. Eine Re-
gierung, die millionenfachen Be-
trug durch die Automobilkonzerne
nicht sanktioniert, lässt Bürger
schutzlos zurück und schadet der
Umwelt. Dass es auch anders geht,
zeigt ein Blick über die Grenzen, wo
in den USA die Regierung VW zur
Zahlung von rund 20 Milliarden.
Dollar gezwungen hat, um die betro-
genen Verbraucher zu entschädi-
gen. Und nach Frankreich, wo Präsi-
dent Macron die US-Internetgigan-
ten genauso mit Steuerpflicht belegt
wie die heimischen Firmen.

Klimawandel, Artenschutz, Koh-
leausstieg und die Umwelt insge-
samt werden jeden Freitag zu Tau-
senden von den Jungen auf die Stra-

ße getragen. Was macht die CDU?
Wenn es hoch kommt, übt sie gön-
nerhaft Verständnis für die „jungen
Leute“. Wenn es schlecht kommt,
sagt FDP-Chef Lindner Klimaschutz
sollte man den Profis überlassen,
CDU- und FDP-Bundestagsabge-
ordnete gehen in Stuttgart auf die
Straße gegen Schadstoffgrenzwer-
te, die sie mit beschlossen haben,
gegen höchstrichterliche Urteile,
die daraus folgerichtig abgeleitet
worden sind, und beschimpfen
obendrein noch die Richter, die un-
abhängig nach Gesetz und Recht ur-
teilen. Das ist keine „bürgerliche“
Politik, die sie immer so gerne für
sich beanspruchen, das ist Politik-
verweigerung. Das ist eine Zumu-
tung, für die es die Quittung gab.

Höhenflug Der Höhenflug der Grü-
nen ist Herausforderung und Ge-
fahr zugleich. Wer hoch fliegt, kann
auch tief fallen. Um diese Höhen zu
festigen, gilt es, die große Verant-
wortung, die den Grünen zugewach-
sen ist, auch anzunehmen. Das
heißt, in den Kommunen und im
Land in Sachen Klima und Umwelt
noch einen deutlichen Zahn zulegen
und den Konflikt mit den industriel-
len und agrarischen Lobbys nicht zu
scheuen. Das heißt, zusammen mit
einer Koalition der Willigen spürba-
re Umwelt -und Klimaziele zu reali-
sieren. Die viel beschworene Ju-
gend ist mutig voran geprescht. Sie
hat das Privileg der Ungeduld. Wenn
die Grünen diesen Schwung nicht
aufnehmen und nicht umsetzen,
sind die Jungen so schnell wieder
weg, wie sie gekommen sind.

INFO Zur Person
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch, 1947 in Gerabronn ge-
boren, nimmt regelmäßig zu aktuellen
politischen Themen Stellung.

Rezzo Schlauch: Grüne müssen die neue
Verantwortung annehmen. Foto: dpa

„Ich will mir jetzt ei-
nen Wecker kaufen –
damit ich das Handy
erst nach dem Früh-

stück in die Hand neh-
men muss.“

Die Aktivistin Victoria van
Violence über eine mögli-
che Strategie gegen den

Stress als Influencerin und
gegen ein mögliches Ins-

tagram-Burnout
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Leserstimme
Tag später. Da bleibt zu hoffen,
dass diese Aktion im Fall von Neu-
wahlen zum eigenen Tritt in den
Hintern durch enttäuschte Wähler
wird. Zum Wohle des Volkes? Eher
zum Wohle der Parteifunktionäre,
das Volk spielt auch in Österreich
nur eine untergeordnete Rolle.
Johann Buchholz, Oberstenfeld

rung unter Druck gesetzt, Kanzler
Kurz reagiert richtig und wirft die
FPÖ folgerichtig aus der Regierung
und der Wähler honoriert das mit
einem satten Zugewinn auf rund 35
Prozent (circa plus acht Prozent).
Die Opposition wittert dagegen
Morgenluft und stürzt Kurz entge-
gen des Wählerwillens nur einen

Zum Wohle des Volkes?
Zur Regierungskrise in Österreich
Wie Parteien am Willen der Wähler-
schaft vorbei agieren, sieht man
derzeit besonders gut in Öster-
reich: Da wird durch ein rechtlich
zweifelhaft gekauftes Video kurz
vor dem Wahlsonntag die Regie-


